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Euro-Umstellung im Zusammenhang
mit den Formularen des 
Sächsischen Bestattungsgesetzes

Das Sächsische Staatsministerium für So-
ziales, Gesundheit, Jugend und Familie
hat mit Schreiben vom 24.09.2001 der
Sächsischen Landesärztekammer im Zu-
sammenhang mit dem Vollzug des Säch-
sischen Gesetzes über das Friedhofs-,
Leichen- und Bestattungswesen (Sächs
BestG) vom 8. Juli 1994, zuletzt geän-
dert durch Artikel 19 des 2. Gesetzes zur
Euro-bedingten und erweiterten Ände-
rung des Sächsischen Landesrechts vom
28. Juni 2001 (SächsGVBl. vom 27.07.

2001, S. 426) Folgendes mitgeteilt:
„Im Hinblick auf die Währungsumstel-
lung in Rechtsnormen auf Euro weise
ich auf die durch Artikel 19 erfolgte
Anpassung des SächsBestG hin.
Die erforderliche Überarbeitung der An-
lagen des SächsBestG (Formulare) er-
folgt im Zusammenhang mit der vorge-
sehenen Novellierung des Sächsischen
Bestattungsgesetzes. Es bestehen keine
Bedenken, wenn aus Kostengründen die
zwischenzeitlich erforderlich gewordenen
Korrekturen handschriftlich eingearbeitet
werden. Dies betrifft im Einzelnen die in
der Todesbescheinigung enthaltene Rub-
rik „Infektionsgefahr“. Der bisherige § 3

Bundesseuchengesetz ist zu ersetzen
durch § 6 Infektionsschutzgesetz – IfSG.
Des Weiteren ist im Formular Leichen-
pass die Verwaltungsgebühr, bisher in
DM angegeben, ab 1. 1. 2002 durch die
Angabe in Euro zu ersetzen. Bei der Wäh-
rungsumstellung sind DM-Beträge in
Rechtsnormen und Verwaltungsvorschrif-
ten des Freistaates Sachsen grundsätz-
lich spitz umzurechnen.
Um Kenntnisnahme und Beachtung wird
gebeten.

gez. Jürgen Hommel
Referatsleiter

Sächsisches Staatsministerium für Soziales,
Gesundheit, Jugend und Familie“

Zur Problematik der Blutentnahmen
zur Feststellung von Alkohol-,
Medikamenten- und Drogeneinfluss
bei Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten

In einer gemeinsamen Verwaltungsvor-
schrift haben Sächsisches Justiz-, Innen-
und Gesundheitsministerium 2000 Ver-
fahrensregeln zur Anordnung und Durch-
führung von Blut-, Urin- und Haarent-
nahmen festgelegt (VwV Alkohol-, Medi-
kamenten-, Drogeneinfluss vom 28. Juni
2000, Sächsisches Amtsblatt Nr. 32, vom
10. August 2000, S. 646 ff.). Danach
dürfen Blutproben nur von Ärzten (hier
auch für Ärztinnen stehend), einschließ-
lich von Ärzten im Praktikum, entnom-
men werden. Haarproben können durch
Polizeibedienstete entnommen werden.
Die Anordnung hierfür steht dem Rich-
ter, bei Gefährdung des Untersuchungs-
erfolges durch Verzögerung auch der
Staatsanwaltschaft, deren Hilfsbeamten
und den Verfolgungsbehörden zu. Hilfs-
beamte der Staatsanwaltschaft in den
Polizeivollzugsbehörden sind die Lauf-
bahngruppen der mittleren und gehobe-
nen Dienste:

1. bei der Kriminalpolizei
von Kriminalmeister bis Erste Kriminal-
hauptkommissare,
2. bei der Schutz-, Wasserschutz- und
Bereitschaftspolizei die Berufsgruppen
von Polizeimeister bis Erste Polizeihaupt-
kommissare,
3. Dienstkräfte, die ohne Beamte zu sein,
die Aufgaben einer der vorgenannten Be-
amtengruppen wahrnehmen, sofern sie im
öffentlichen Dienst stehen, das 21. Lebens-
jahr vollendet haben und mindestens vier
Jahre in der bezeichneten Angestellten-
gruppe tätig sind (§ 81a Abs. 2 der Straf-
prozessordnung in Verbindung mit § 152
des Gerichtsverfassungsgesetzes und der
Verordnung des Sächsischen Staatsminis-
teriums der Justiz über die Hilfsbeamten
der Staatsanwaltschaft vom 26. März
1996, SächsGVBl. S. 158).
Die Entnahmen und Untersuchungen sind
nach den Regeln der ärztlichen Kunst
durchzuführen. Die Anordnung der Maß-
nahmen gibt dem Arzt das Recht, die
Maßnahmen auch ohne Einwilligung des
Delinquenten durchzuführen. Nach der
einleitend genannten gemeinsamen Ver-
waltungsvorschrift sind die Ersuchen an
Ärzte zu stellen, die dazu rechtlich ver-

pflichtet oder bereit sind, die Probenent-
nahmen durchzuführen. Das bedeutet, dass
der Arzt im vertragsärztlichen Notfall-
dienst nicht verpflichtet ist, dem Ersu-
chen nachzukommen. Die Meinungen in
der Literatur gehen darüber auseinander,
ob ein blutentnehmender Arzt schon Sach-
verständiger im Sinne der Strafprozess-
ordnung ist. Unstrittig ist, dass auch dem
Arzt in folgenden Fällen gesetzliche
Weigerungsgründe zustehen:
• es handelt sich beim Delinquenten um
den/die Verlobte(n) des Arztes/der Ärztin,
• es handelt sich um den Ehegatten
(auch nach geschiedener Ehe),
• es handelt sich um Verwandte oder
Verschwägerte.
Die Patienten- oder Kollegeneigenschaft
des Delinquenten reicht nicht aus, den
Ruf zum Sachverständigen abzulehnen.
Konfliktfälle dürften eigentlich nicht
entstehen, da nur Ärzte herangezogen
werden sollen, die rechtlich verpflichtet
sind oder die sich bereit erklärt haben.
Bei der Haarprobennahme ist zu beachten:
• Die Entnahme sollte in erster Linie
über dem Hinterhauptshöcker erfolgen.
Ist dies nicht möglich, muss die Entnahme-
stelle entsprechend dokumentiert werden.
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